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Erster Bürgermeister Thomas Söder eröffnete um 18:00 Uhr die öffentliche Sitzung des 
Stadtrates. Er stellt die ordnungsgemäße Ladung, die Anwesenheit der Mehrheit der 
Stadtratsmitglieder und somit die Beschlussfähigkeit des Stadtrates fest. 
 
Es erfolgte sodann Eintritt in die 
 

TAGESORDNUNG 

 

Öffentliche Sitzung 
 
 

 
TOP  1 Neubau Dreifeldturnhalle auf dem Pfleger-Campus;  

Vorstellung des Planungsstandes und weitere Vorgehensweise 
  
Die Planungen zum Neubau der Dreifeldsporthalle auf dem Dr. Pfleger Campus schreiten konti-
nuierlich voran. Nach Abschluss der Grundlagenermittlung und Vorplanung befindet sich das 
Projekt derzeit planmäßig in der Entwurfsplanung im Sinne der Leistungsphase 3 (LPH 3) ge-
mäß der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI). 
 
Der aktuelle Planungsstand zum Neubau der Dreifeldsporthalle wurde durch das für die Objekt-
planung beauftragte Architekturbüro Bär, Stadelmann, Stöcker Architekten und Stadtplaner 
PartGmbB, Nürnberg, vorgestellt. Hierbei wurde insbesondere auf die Projektgrundlagen, auf 
die derzeitige Kostenschätzung und Rahmenterminplan, auf den aktuellen Planungsstand sowie 
auf das erarbeitete Gestaltungskonzept der Sporthalle eingegangen. 
 
Nach derzeitigem Stand der vorläufigen Kostenschätzung belaufen sich die voraussichtlichen 
Gesamtkosten (KG 200 bis 700) auf rund 15,2 Mio. € (brutto). Hiervon entfallen auf die reinen 
Gebäudekosten (KG 300 und 400) derzeit ca. 10,8 Mio. € (brutto). Im Zuge der weiteren Pla-
nungs- und Abstimmungsprozesse wurden bereits mögliche Einsparpotentiale identifiziert. Die-
se belaufen sich aktuell auf insgesamt ca. 0,5 Mio. € (brutto). 
 
Beschluss: 
 
Der vom Architekturbüro Bär, Stadelmann, Stöcker Architekten und Stadtplaner PartGmbB, 
Nürnberg, vorgestellte Planungsstand vom 20.05.2026 sowie der vorgenannte Sachverhalt wird 
vom Stadtrat zur Kenntnis genommen. 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, die Planungen auf dieser Grundlage fortzuführen. 
 
Angenommen: Ja: 17    Nein: 0   
 
 
 

 
TOP  2 Bauleitplanung Nachbargemeinden- Stadt Bamberg 

Gesamtfortschreibung des Flächennutzungsplanes Unterrichtung der Be-
hörden und Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB im Rahmen 
der frühzeitigen Beteiligung 

  
Der aktuell geltende Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan der Stadt Bamberg 
- der Aufstellungsbeschluss zum Verfahren wurde im Dezember 1979 gefasst - hat im Jahr 
1996 Rechtswirksamkeit erlangt. Seitdem erfolgten mittlerweile über 80 Änderungen, die eine 
räumliche und inhaltliche Evaluierung und Aktualisierung der Ziele für die gesamtstädtische 
Entwicklung in den Bereichen Bevölkerung, Gewerbe, Kultur, Landschaft und Umwelt notwen-
dig erscheinen lassen. In diesem Zeitraum haben sich auch die formellen Rahmenbedingungen 
geändert, neue Vorschriften und Rechtsprechung führten zu einer veränderten Gewichtung in-
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nerhalb der verfahrensbedingen Abwägungsprozesse. Der Beschluss zur Gesamtfortschrei-
bung datiert vom 30.09.2015. Grundlage für den Beschluss zur Fortschreibung waren die Er-
gebnisse einer Wirkungsanalyse 2015. Diese zeigt auf, welche Ziele des Flächennutzungsplans 
seit 1996 erreicht wurden und bei welchen Themen Änderungs- bzw. Anpassungsbedarf be-
steht. Hierbei wurde deutlich, dass für zukünftige Entwicklungen nur noch eine unzureichende 
Zahl an Wohnbauflächenpotenzialen im bisherigen Flächennutzungsplan vorhanden ist und es 
an kurzfristig verfügbaren, großen Gewerbeflächen mit flexiblen Ansiedlungsmöglichkeiten fehlt. 
Die Analyse zeigte auch, dass die durch neue rechtliche und fachliche Vorgaben erweiterten 
Anforderungen des Umwelt- und Naturschutzes künftig in stärkerem Maße als bisher zu be-
rücksichtigen sind. 
 
Die Stadt Hallstadt wird am Verfahren sowohl als Nachbargemeinde nach § 4 Abs. 1 BauGB an 
der Fortschreibung des Flächennutzungsplanes als auch im Rahmen der besonderen Arbeits-
gemeinschaft ArGe B2H2 Verfahren beteiligt und um Stellungnahme gebeten. 
 
Nach der Prüfung des Vorentwurfes durch die Bauverwaltung werden Belange der Stadt 
Hallstadt tangiert. So hält die Stadt Bamberg auch bei der Fortschreibung des Flächennut-
zungsplanes an der Bevorratung von gewerblichen Bauflächen im Umfang von etwa 54 ha 
nördlich der B26 fest. 
 
Im Zuge der Vorermittlungen wurde zunächst der gewerbliche Bauflächenbedarf anhand der so 
genannten TBS-GIFPRO-Analyse, eines Modells zur Ermittlung des Gewerbeflächenbedarfs 
des Deutschen Instituts für Urbanistik (DIFU) untersucht. Das Modell hat sich den Angaben – 
wie der Begründung zu entnehmen ist - in der Praxis als hilfreich erwiesen, den Flächenbedarf 
zu schätzen. Es basiert dabei auf Annahmen zu den Anforderungen verschiedener Wirtschafts-
zweige, zum Beispiel dem produzierenden Gewerbe und dem Baugewerbe, berücksichtigt Quo-
ten zur Neuansiedlung oder Verlagerung von Arbeitsplätzen sowie verschiedene Standorttypen, 
wie einfachere und hochwertigere Gewerbegebiete. Für die Nachbargemeinde Bamberg als 
Oberzentrum wurde dabei ein Gesamtbedarf an Gewerbeflächen von etwa 69,3 Hektar ermit-
telt. Im Sinne einer nachhaltigen, flächensparenden Siedlungsentwicklung wurden lt. Begrün-
dung auch bei den gewerblichen Bauflächen bereits vorhandene Potenziale untersucht. 
 
Im Flächennutzungsplan von 1996 sind mit den Flächen nördlich der B26 und nördlich der Kro-
nacher Straße großflächige gewerbliche Bauflächen dargestellt, die noch nicht erschlossen und 
entwickelt sind. Diese Flächen wurden – lt. Begründung – einer kritischen Prüfung unterzogen. 
Dem ebenfalls in Anlage zum Verfahren beigefügten Umweltbericht sind folgende Aussagen zu 
entnehmen: 
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Trotz dieser Feststellungen im Umweltbericht wird im Vorentwurf des Flächennutzungsplanes 
an der Darstellung dieser Fläche festgehalten. 
 
Als weiterer Berührungspunkt wird die Nicht-Berücksichtigung von Bahnflächen im Bereich öst-
lich der Coburger Straße gesehen. Entwurf des Flächenplanes stellt in diesem Bereich nun ge-
werbliche Bauflächen anstelle möglicher Bahnflächen dar. Die Stadt Hallstadt hat der Deut-
schen Bahn gegenüber im laufenden Planfeststellungsverfahren eine Alternative zur ursprüng-
lich beabsichtigten Hafennordzufahrt über den Hallstadter Bereich des Gewerbegebietes „Lau-
banger“ aufgezeigt. Bei einer Verlegung der bisherigen Zufahrt anstelle vom Bamberger Bahn-
hof aus Richtung Süden, könnte im Bereich der Coburger Straße weitestgehend die bisherige 
Trasse als Hafengleisanschluss mit neuer Zufahrt aus Richtung Norden beibehalten werden. 
Die Verkehrssituation der Anbindung der Kronacher Straße an die Coburger Straße könnte bei 
Umsetzung der Hallstadter Lösung zudem eine Verbesserung erfahren. Dies vor dem Hinter-
grund, dass das Überführungsbauwerk der Kronacher Straße über die Bahnlinie ohnehin abge-
brochen und neu errichtet werden muss. 
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat der Stadt Hallstadt nimmt die vorgenannten Ausführungen der Verwaltung zur 
Kenntnis. 
 
Zu den nachfolgend aufgeführten Punkten werden Einwendungen gemacht: 
 
Darstellung gewerblicher Bauflächen nördlich B26: 
 
a) Lage im Überschwemmungsgebiet 
In den Fortschreibungsunterlagen sind weiterhin gewerbliche Flächen nördlich der Bundesstra-
ße B 26 bis zur Bundesautobahn A70 dargestellt. Dies wird neben verschiedenen Fachstellen 
auch seitens der Stadt Hallstadt äußerst kritisch gesehen. Die Flächen stellen mit ca. 54 ha kein 
unerhebliches Areal dar und liegen im förmlich festgelegten Überschwemmungsgebiet des Mai-
nes. Die Realisierung eines Gewerbegebietes in diesem Bereich wird daher nur unter erschwer-
ten Umständen, falls überhaupt, möglich sein. Bei einer Realisierung von Bauflächen sind so-
wohl Auffüllungen von vorhandenen Senken sowie Geländeanhebungen zu erwarten. Eine 
Ausweisung von Bauflächen in diesem Bereich wäre somit mit dem Verlust von Retentions-
raum, der andernorts wieder ausgeglichen werden muss, verbunden. Eine Kompensation von 
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heutigen Überschwemmungsflächen an anderer Stelle lässt jedoch hydraulische Nachteile im 
Hochwasserfall für Flächen in den Gemarkungen von Hallstadt und Dörfleins und damit verbun-
dene Nachteile für die dortigen Grundstückseigentümer befürchten. Laut Bodenfunktionskarte 
des LfU ist hinsichtlich des Wasserretentionsvermögens der Bereich zudem als „sehr hoch (5)“ 
eingestuft. Die Bedeutung dieser Flächen im Überflutungsfall ist unbestritten, es wird darauf 
hingewiesen, dass deren Funktion für den Hochwasserabfluss und -rückhalt durch Planungen 
nicht beeinträchtigt werden darf. 
Innerhalb des Stadtgebietes von Bamberg liegt zudem das 2002 von der Stadt selbst verordne-
te Überschwemmungsgebiet „Regnitz“. Die Zielsetzung dieser Schutzverordnung sieht neben 
der Sicherstellung eines schadlosen Hochwasserabflusses auch den Erhalt von Retentions-
raum vor. Der Begründung zum Landschaftsplan ist folgende Formulierung zu entnehmen: 
 
„Folgende Ziele und Maßnahmen sind zu verfolgen: 

• Retentionsflächen vor Störungen bewahren (Bebauung, Bewal-
dung/Bepflanzung)“ 

 
Warum dieser Grundsatz nur für das Überschwemmungsgebiet der Regnitz und nicht auch für 
das des Maines Beachtung finden soll, erschließt sich in diesem Zusammenhang der Stadt 
Hallstadt nicht. 
 
b) Naturschutzrechtliche Belange 
Unter laufender Nr. 1 (Themenkarte 5 – Landschaftsentwicklungskonzept) wird der Bereich als 
„Kerngebiet Naturschutz und Landschaftspflege: Gebiete mit herausragender Bedeutung“ dar-
gestellt.  
 
Das Gebiet zwischen Regnitz und Main, begrenzt durch die A70 und B26, ist zwar durch die 
angrenzenden Verkehrstrassen zerschnitten und durch Randeinflüsse beeinträchtigt, stellt je-
doch als Teil des Talraumes von Main-Regnitz ein Gebiet mit hochwertigen Restlebensräumen 
und großem Entwicklungspotential dar. Seitens der Stadt Bamberg wurden hier laut Begrün-
dung zum Landschaftsplan bereits mehrere Biotopentwicklungsmaßnahmen und Ausgleichs-
maßnahmen umgesetzt. Auch wenn das Gebiet bereits im wirksamen Flächennutzungsplan aus 
dem Jahr 1996 die Darstellung für ein großes Gewerbegebiet enthält, ist es Ziel der Land-
schaftsplanung, diesen Talraum vollständig als naturnahen Au- und Lebensraum zu entwickeln. 
Höchste Priorität haben dabei die an Main und Regnitz angrenzenden Flächen mit ihren natur-
nahen Biotopen und ausreichenden Pufferzonen. Diese Bereiche sind zwar vom beabsichtigten 
Gewerbegebiet nicht berührt, dennoch wird aus Sicht der Landschaftsplanung die Überbauung 
eines Überschwemmungsgebietes mit einem Gewerbegebiet äußerst kritisch gesehen. Neben 
den massiven Eingriffen in den Wasserhaushalt ist es, den Fachmeinungen zufolge, der Verlust 
an Flächen mit hohem Biotopentwicklungspotential, der große Konflikte bringt. Es ist deshalb 
anzustreben, diesen Bereich großflächig für künftige Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und 
für den Wasserrückhalt vorzusehen. Wünschenswert wären weitere Gewässerlebensräume, 
feuchte Mulden und Seigen, aber auch extensiv genutzte Trockenstandorte. Vor allem entlang 
der Gewässer wären größere Sukzessionsflächen ohne menschliche Eingriffe zur Entwicklung 
von Auwald anzustreben. Damit könnten diese Flächen einen wichtigen Beitrag zur Biodiversität 
und zum Biotopverbund Maintal liefern. Gleichzeitig könnte darüber hinaus mit entsprechenden 
Maßnahmen die Funktion dieser Flächen für den Wasserrückhalt als Retentionsraum und natür-
licher Hochwasserschutz verbessert werden (s. hierzu Begründung zum Landschaftsplan, S. 
71). 
 
Die Ausweisung von Gewerbeflächen in unmittelbarer Nähe zu ökologisch und naturschutz-
rechtlich wertvollen Flächen im Flächennutzungsplan steht somit im Widerspruch zu den in der 
Begründung zum Landschaftsplan getroffenen Aussagen. 
 
c) Bodengüte 
Laut „Themenkarte 6 – Boden“ sind die Böden dort mit „hoch“ und „sehr hoch“ hinsichtlich ihrer 
natürlichen Ertragsfähigkeit bewertet. 
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Laut Begründung zum Landschaftsplan kommt dem Stadtgebiet von Bamberg den Flächen für 
die Landwirtschaft grundsätzlich eine hohe Bedeutung für Naturhaushalt, Stadt- und Land-
schaftsbild aber auch als Grundlage für eine erwerbsorientierte landwirtschaftliche und garten-
bauliche Nutzung zu. Um die Existenzgrundlage für landwirtschaftliche Betriebe, die oft ihren 
Sitz in den umliegenden Gemeinden und viele davon in Hallstadt haben, zu sichern, ist die 
landwirtschaftliche Nutzung auf guten Ackerböden zu erhalten. 
 
Die Ausweisung von Gewerbeflächen auf bisher landwirtschaftlich genutzten Flächen im Flä-
chennutzungsplan steht somit im Widerspruch zu den in der Begründung zum Landschaftsplan 
getroffenen Aussagen. 
 
d) Sonstiges 
Nicht zuletzt müsste der durch das Gebiet bislang verlaufende überörtliche Geh- und Radweg 
nach Bischberg auf eine andere Trasse verlegt werden oder würde ansonsten - statt durch frei-
er Natur und Landschaft - mittig durch ein Gewerbegebiet bzw. an dessen Rand verlaufen, was 
einen nicht unerheblichen Attraktivitätsverlust bedeutet. 
 
 
Resümee: 
Wie vorstehend aufgezeigt birgt die Darstellung weiterer Gewerbeflächen nördlich der heutigen 
Bundesstraße 26 im nordwestlichen Gebiet der Stadt Bamberg erhebliches Konfliktpotential und 
wird von der Stadt Hallstadt abgelehnt. 
 
Die Flächen liegen im amtlich festgesetzten Überschwemmungsgebiet. Eine spätere Realisie-
rung eines Gewerbegebietes an dieser Stelle lässt nicht unerhebliche hydraulische Nachteile 
durch Verlagerung bestehenden Retentionsraumes und erforderlicher Geländemodellierungen 
für das Hoheitsgebiet der Stadt Hallstadt befürchten. 
 
Auf die als bekannt vorauszusetzende Rechtslage wird eindringlich verwiesen: 
Nach § 78 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) ist in festgesetzten Überschwemmungsgebieten die 
Ausweisung neuer Baugebiete im Außenbereich in Bauleitplänen oder in sonstigen Satzungen 
nach dem Baugesetzbuch grundsätzlich untersagt (§ 78 Abs. 1 Satz 1 WHG). Ausnahmen nach 
§ 78 Abs. 3 WHG sind dagegen nur im eng begrenzten gesetzlichen Rahmen zugelassen, wo-
bei bei der Anwendung der Ausnahmetatbestände insbesondere die Auswirkungen auf die 
Nachbarschaft zu prüfen sind.  
Auch nach Art. 61 Abs. 2 Satz 1 BayWG dürfen in einem festgesetzten Überschwemmungsge-
biet grundsätzlich keine baulichen Anlagen errichtet werden. Nach der Rechtsprechung verstößt 
ein Bebauungsplan (Anm.: dieser müsste ja zu einem späteren Zeitpunkt aus dem Flächennut-
zungsplan entwickelt werden), der dennoch generell Bauten im festgesetzten Überschwem-
mungsgebiet zulässt, gegen höherrangiges Recht. Nach einem Urteil des BayVGH v. 
24.11.1994 wäre ein Bebauungsplan nichtig. 
 
Den Ausführungen des Kommentars Busse/Kraus/Kraus Teil D. Bauplanungsrecht 107 B ist 
ferner zu entnehmen: 
„Maßnahmen bei bereits im Flächennutzungsplan dargestellten Bauflächen 
Die Erhebung zum Pfingsthochwasser 1999 hat gezeigt, dass sich wesentlicher Handlungsbe-
darf und auch entsprechende Handlungsmöglichkeiten insbesondere dort ergeben, wo Flächen 
von der Überflutung betroffen waren, die bisher lediglich im Flächennutzungsplan als Baugebie-
te dargestellt sind, für die aber noch kein Baurecht über Bebauungspläne oder andere städte-
bauliche Satzungen geschaffen worden ist. 
 
Gerade dort geben die auf Grund jüngerer Hochwasserereignisse und neuerer wasserwirt-
schaftlicher Feststellungen gewonnenen Erkenntnisse den Gemeinden Anlass, die vorgesehe-
ne Bebauungsplanung zu überprüfen und ggf. von ihr Abstand zu nehmen. Im Einzelfall kann 
dies ergeben, dass eine Änderung des Flächennutzungsplans zur Herausnahme oder Reduzie-
rung einer solchen Baufläche im Sinne von § 1 Abs. 3 BauGB erforderlich ist.“ 
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Bei der Abwägung in Bauleitplanverfahren nach § 1 Abs. 7 Baugesetzbuch (BauGB) sind ins-
besondere die Vermeidung nachteiliger Auswirkungen sowohl auf Oberlieger als auch auf Un-
terlieger sowie die Vermeidung einer Beeinträchtigung des bestehenden Hochwasserschutzes 
zu berücksichtigen. Der Hochwasserabfluss und -rückhalt darf nicht beeinträchtigt werden. 
Auf eine fehlerhafte Abwägung dieses Themas im laufenden Bauleitplanverfahren wird in die-
sem Zusammenhang seitens der Stadt Hallstadt ausdrücklich hingewiesen. Eine Darstellung 
von Bauflächen im Flächennutzungsplan für überschwemmungsgefährdete Bereiche ist nicht 
allgemein mit dem Hinweis zu rechtfertigen, das nachfolgende Bebauungsplanverfahren lasse 
noch eine planerische Bewältigung der Überflutungs-, Abfluss- und Retentionsproblematik er-
warten. 
 
Der Begründung zum Flächennutzungsplan ist als Ziel der Stadt Bamberg die „konsequente 
Umsetzung des Grundsatzes Innenentwicklung vor Außenentwicklung zu entnehmen. Der Nut-
zung vorhandener Flächen im Inneren des Stadtgebietes soll dabei grundsätzlich priorisiert 
werden. Neue Baugebiete außerhalb und am Rand des bestehenden Siedlungsgebietes sollen 
nur sparsam entstehen. Wie in der Begründung zum Flächennutzungsplan eingangs erwähnt, 
verfügt die Stadt Bamberg aufgrund des Wegfalls der militärischen Nutzungen durch die US-
Army perspektivisch über ein großes Flächenpotenzial im Osten Ihres Stadtgebietes. Ob eine 
zusätzliche gewerbliche Flächenbevorratung in der geplanten Größenordnung nördlich der 
Bundesstraße 26 im Überschwemmungsgebiet erforderlich ist, erscheint daher fragwürdig. Dem 
laut Begründung gesetzten Ziel, Ressourcen zu schonen, steht eine Neuausweisung einer nicht 
unerheblichen Fläche von ca. 54 Hektar für ein weiteres Gewerbegebiet entschieden entgegen. 
 
Darüber hinaus bestehen Bedenken hinsichtlich der Verträglichkeit eines Gewerbegebietes für 
Flora und Fauna in unmittelbarer Nähe ökologisch und landwirtschaftlich wertvoller Flächen 
(Biotopkartierung, FFH-Flächen). 
In diesem Zusammenhang wird auch auf die detaillierten Ausführungen des Umweltberichts 
verwiesen: 
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Auf eine Darstellung gewerblicher Bauflächen im Flächennutzungsplan nördlich der B26 sollte 
daher verzichtet werden. 
 
 
Darstellung gewerblicher Bauflächen für den Bereich östlich der Coburger Straße und 
den Bahnanlagen 
 
Auch der Entwurf des Flächennutzungsplanes hält an der Darstellung gewerblicher Bauflächen 
östlich der Coburger Straße und den Bahnanlagen fest. 
 
Diesbezüglich verweist die Stadt Hallstadt auf ihre Stellungnahme zur Flächennutzungsplan-
Änderung der Stadt Bamberg vom 20.01.2025. Bislang wurde für den geplanten Bahnausaus-
bau im Bereich des Knotens Bamberg noch kein Planfeststellungsbeschluss erlassen. Somit ist 
auch über die künftige Anbindung des Bayernhafens an das Gleisnetz der DB InfraGO noch 
keine Entscheidung getroffen. Die Stadt Hallstadt hat im laufenden Planfeststellungsverfahren 
eine Alternativlösung zur Planung einer neuen Hafengleisanbindung unter geringfügiger Modifi-
kation der bisherigen Trassenführung aufgezeigt. Die Lösung der Stadt Hallstadt beinhaltet eine 
Planung mit wesentlich geringerem Flächenbedarf und führt durch den beabsichtigten Ände-
rungsbereich des Flächennutzungsplanes der Stadt Bamberg. Die Alternativlösung der Stadt 
Hallstadt ist auch der Stadt Bamberg bekannt. Eine Berücksichtigung dieser Möglichkeit, z.B. 
durch entsprechende zeichnerische Darstellung von Bahnanlagen (Farbe Lila), ist dem fortge-
schriebenen Flächennutzungsplan nicht zu entnehmen. 
 
Die Darstellung gewerblicher Bauflächen in diesem Bereich östlich der Coburger Straße mittels 
Ergänzung von Bahnflächen (Farbe Lila) und Verkehrsflächen (Farbe Gelb) wird abgelehnt. 
Diese sollte dahingehend angepasst werden, dass künftig die von der Stadt Hallstadt vorge-
schlagene alternative Hafenanbindung auf der bestehenden Trasse im vorbereitenden Bauleit-
plan berücksichtigt wird.  
 
Angenommen: Ja: 17    Nein: 0   
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TOP  3 Antrag auf Baugenehmigung (13/2026) zur Errichtung eines Einfamilienhau-
ses mit Einliegerwohnung und Doppelgarage und 5 Garagen auf den Grund-
stücken FlNrn. 663/8 u. 661/3 Gmkg. Hallstadt - Karlstraße 13 d 

  
Das Bauvorhaben liegt im Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Nr. 5, West-
liche Karlstraße““. Innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes ist ein Vorhaben 
zulässig, wenn es diesen Festsetzungen nicht widerspricht und die Erschließung gesichert ist. 
Im Bebauungsplan ist an dieser Stelle ein „Allgemeines Wohngebiet“ (WA) nach § 4 BauNVO 
ausgewiesen. 
 
In der Sitzung des Stadtrats vom 10.12.2025 (TOP 02) wurden den erforderlichen Befreiungen 
im Rahmen des vorangegangenen Antrags auf Vorbescheid zur Errichtung von zwei Einfamili-
enhäusern mit Doppelgaragen und 5 Einzelgaragen bereits zugestimmt und das gemeindliche 
Einvernehmen erteilt. Zum Vorhaben liegt ein genehmigter Vorbescheid vom 10.02.2026 des 
Landratsamtes Bamberg vor. 
Mit Datum vom 22.04.2026 ging im Fachbereich Planen & Bauen des Landratsamtes Bamberg 
ein Bauantrag zur Errichtung eines Einfamilienhauses mit Einliegerwohnung, Doppelgarage und 
5 Einzelgaragen auf dem rückwärtigen Grundstück ein. Mit Datum vom 29.04.2026 wurde die 
Stadt Hallstadt um Stellungnahme nach § 36 BauGB gebeten. Im Unterschied zum genehmig-
ten Vorbescheid ist nun zusätzlich die Errichtung einer kleinen Einliegerwohnung (ca. 34 qm) im 
Kellergeschoss des Hauses geplant. Der für die Einliegerwohnung erforderliche Stellplatz wird 
in einer der 5 Einzelgaragen nachgewiesen. 
 
Es wurde folgende Abweichung nach bauordnungsrechtlichen Vorschriften nach Art. 6 BayBO 
beantragt: 
 
- Errichtung einer Grenzbebauung von mehr als 9 m bzw. 15 m 
 
Es wurden folgende Befreiungen nach bauplanungsrechtlichen Vorschriften beantragt: 
 
- Zahl der Vollgeschosse (VG II anstatt VG I) 
- Errichtung eines Wohngebäudes außerhalb der Baugrenze und der Baulinie 
- Lage der Garage außerhalb der festgesetzten Flächen für Garagen und Stellplätzen 
- Befreiung der Bauweise (Offene anstatt geschlossener Bauweise) zur Errichtung eines 

Einzelhauses 
- Überschreitung der Traufhöhe der Garagen (2,75 m anstatt 2,70 m) 
 
Die Befreiungen sind in dem konkreten Fall städtebaulich vertretbar und können ausgesprochen 
werden. 
 
Nach Art. 66 BayBO sind den Eigentümerinnen und Eigentümern der benachbarten Grundstü-
cke der Lageplan und die Bauzeichnungen zur Zustimmung vorzulegen. Die Zustimmung zum 
Bauvorhaben wurde von den meisten Nachbarn erteilt. In welchem Umfang eine Nachbarbetei-
ligung seitens der Antragsteller durchgeführt wurde, ist nicht ersichtlich. 
 
Beschluss: 
 
Es wird Kenntnis genommen vom vorgenannten Antrag auf Baugenehmigung. 
 
Das Bauvorhaben befindet sich im Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes 
„Nr. 5, Westliche Karlstraße“. 
 
Im Bebauungsplan ist an dieser Stelle ein „Allgemeines Wohngebiet“ (WA) nach § 4 BauNVO 
festgesetzt. 
 
Es wurde folgende Abweichung von bauordnungsrechtlichen Vorschriften beantragt: 
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- Überschreitung der Grenzbebauung nach Art. 6 BayBO 
 
Es wurden folgende Ausnahmen und Befreiungen beantragt: 
 
- Zahl der Vollgeschosse (VG II anstatt VG I) 
- Errichtung eines Wohngebäudes außerhalb der Baugrenze und der Baulinie 
- Lage der Garage außerhalb der festgesetzten Flächen für Garagen und Stellplätzen 
- Befreiung der Bauweise (Offene anstatt geschlossener Bauweise) zur Errichtung eines 

Einzelhauses 
- Überschreitung der Traufhöhe der Garagen (2,75 m anstatt 2,70 m) 
 
Die beantragten Befreiungen sind in diesem konkreten Fall städtebaulich vertretbar, diesen wird 
zugestimmt. 
 
Das unbebaute Grundstück Flurnummer 663 Gmkg. Hallstadt ist bereits mit Kanal- und Was-
serhausanschluss nach den Satzungen der Stadt Hallstadt ausreichend erschlossen. Der vor-
handene Anschluss ist nach Möglichkeit weiter zu verwenden. Sollte das Bauvorhaben eine 
Änderung der bisherigen Anschlüsse oder einen Bedarf an weiteren Anschlüssen auslösen, so 
sind die gesamten Kosten für die bauliche Herstellung durch den Bauherrn bzw. Antragsteller 
zu übernehmen. Eine entsprechende Kostenübernahmeerklärung ist vorab mit der Stadt 
Hallstadt zu schließen. 
 
Erforderliche Stellplätze sind in ausreichender Art und Anzahl auf Grundlage der Stellplatzsat-
zung der Stadt Hallstadt nachzuweisen. 
 
Das Einvernehmen wird erteilt. 
 
Angenommen: Ja: 14   Nein: 3   
 
Anmerkung: 
Gegenstimmen: 
Stadträte S. Stollberger, L. Wolf, T. Müller 
 
 
 

 
TOP  4 Antrag auf Baugenehmigung (10/2026) zum Wohnhausneubau mit Einlieger-

wohnung und Garage auf den Grundstücken FlNrn. 663 u. 661/4 Gmkg. 
Hallstadt - Karlstraße 13 c 

  
Das Bauvorhaben liegt im Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Nr. 5, West-
liche Karlstraße““. Innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes ist ein Vorhaben 
zulässig, wenn es diesen Festsetzungen nicht widerspricht und die Erschließung gesichert ist. 
Im Bebauungsplan ist an dieser Stelle ein „Allgemeines Wohngebiet“ (WA) nach § 4 BauNVO 
ausgewiesen. 
 
In der Sitzung des Stadtrats vom 10.12.2025 (TOP 02) wurden den erforderlichen Befreiungen 
im Rahmen des vorangegangenen Antrags auf Vorbescheid zur Errichtung von zwei Einfamili-
enhäusern mit Doppelgaragen und 5 Einzelgaragen bereits zugestimmt und das Einvernehmen 
erteilt. Zum Vorhaben liegt ein genehmigter Vorbescheid vom 10.02.2026 des Landratsamtes 
Bamberg vor. 
Mit Datum vom 31.03.2026 wurde über den Fachbereich Planen & Bauen des Landratsamtes 
Bamberg ein Bauantrag zur Errichtung eines Einfamilienhauses mit Einliegerwohnung und Ga-
ragen eingereicht. Mit Datum vom 04.05.2026 wurde die Stadt Hallstadt um Stellungnahme 
nach § 36 BauGB gebeten. Im Unterschied zum genehmigten Vorbescheid ist nun zusätzlich 
die Errichtung einer kleinen Einliegerwohnung (ca. 49 qm) im Kellergeschoss des Hauses ge-
plant. Der für die Einliegerwohnung erforderliche Stellplatz wird auf der Südseite des Grund-
stücks errichtet. 
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Es wurde folgende Abweichung nach bauordnungsrechtlichen Vorschriften nach Art. 6 BayBO 
beantragt: 
 
- Mittlere Wandhöhe der Garagengrenzwand 3,50 m anstatt max. 3,00 m 
 
Es wurden folgende Befreiungen nach bauplanungsrechtlichen Vorschriften beantragt: 
 
- Errichtung des Wohngebäudes, der Garage und des südlichen Stellplatzes außerhalb 

der Baugrenze und der Baulinie 
- Lage der Garage außerhalb der festgesetzten Flächen für Garagen und Stellplätzen 
- Befreiung der Bauweise (Offene anstatt geschlossener Bauweise) zur Errichtung eines 

Einzelhauses 
- Überschreitung der Traufhöhe der Garagen (3,50 m anstatt 2,75 m) 
 
Die Befreiungen sind in dem konkreten Fall städtebaulich vertretbar und können ausgesprochen 
werden. 
 
Nach Art. 66 BayBO sind den Eigentümerinnen und Eigentümern der benachbarten Grundstü-
cke der Lageplan und die Bauzeichnungen zur Zustimmung vorzulegen. Die Zustimmung zum 
Bauvorhaben wurde von den meisten Nachbarn erteilt. In welchem Umfang eine Nachbarbetei-
ligung seitens der Antragsteller durchgeführt wurde, ist nicht ersichtlich. 
 
Beschluss: 
 
Es wird Kenntnis genommen vom vorgenannten Antrag auf Baugenehmigung. 
 
Das Bauvorhaben befindet sich im Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes 
„Nr. 5, Westliche Karlstraße“. 
 
Im Bebauungsplan ist an dieser Stelle ein „Allgemeines Wohngebiet“ (WA) nach § 4 BauNVO 
festgesetzt. 
 
Es wurde folgende Abweichung von bauordnungsrechtlichen Vorschriften beantragt: 
 
- Mittlere Wandhöhe der Garagengrenzwand 3,50 m anstatt 3,00 m 
 
Es wurden folgende Ausnahmen und Befreiungen beantragt: 
 
- Errichtung eines Wohngebäudes außerhalb der Baugrenze und der Baulinie 
- Lage der Garage außerhalb der festgesetzten Flächen für Garagen und Stellplätzen 
- Befreiung der Bauweise (Offene anstatt geschlossener Bauweise) zur Errichtung eines 

Einzelhauses 
- Überschreitung der Traufhöhe der Garagen (3,50 m anstatt 2,75 m) 
 
Die beantragten Befreiungen sind in diesem konkreten Fall städtebaulich vertretbar, diesen wird 
zugestimmt. 
 
Das unbebaute Grundstück Flurnummer 663 Gmkg. Hallstadt ist bereits mit Kanal- und Was-
serhausanschluss nach den Satzungen der Stadt Hallstadt ausreichend erschlossen. Der vor-
handene Anschluss ist nach Möglichkeit weiter zu verwenden. Sollte das Bauvorhaben eine 
Änderung der bisherigen Anschlüsse oder einen Bedarf an weiteren Anschlüssen auslösen, so 
sind die gesamten Kosten für die bauliche Herstellung durch den Bauherrn bzw. Antragsteller 
zu übernehmen. Eine entsprechende Kostenübernahmeerklärung ist vorab mit der Stadt 
Hallstadt zu schließen. 
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Erforderliche Stellplätze sind in ausreichender Art und Anzahl auf Grundlage der Stellplatzsat-
zung der Stadt Hallstadt nachzuweisen. 
 
Das Einvernehmen wird erteilt. 
 
Angenommen: Ja: 17    Nein: 0   
 
 

 
TOP  5 Bestellung von Frau Christina Mc Carty zur Standesbeamtin für den Stan-

desamtsbezirk Hallstadt 
  
Frau Baier wurde mit Wirkung zum 01.08.2017 zur Standesbeamtin bestellt. Da sich Frau Baier 
nun im Ruhestand befindet, ist es notwendig eine neue Standesbeamtin/einen neuen Standes-
beamten zu ernennen.  
Frau Christina Mc Carty hat vom 13. bis 24.04.2026 erfolgreich am Standesamtslehrgang der 
Akademie für Personenstandswesen in Bad Salzschlirf teilgenommen.   
Die entsprechende Ausnahmegenehmigung des Landratsamts Bamberg für die Bestellung zur 
Standesbeamtin liegt vor.  
 
Es ist beabsichtigt, Frau Mc Carty zur weiteren Standesbeamtinnen gemäß der Verordnung zur 
Ausführung des Personenstandsgesetzes (AVPStG) zu bestellen. 
 
Beschluss: 
 
Die Stadt Hallstadt bestellt die Verwaltungsfachkraft Christina Mc Carty aufgrund der Erteilung 
einer Ausnahmegenehmigung gemäß § 1 i. V. m. § 2 Abs. 2 AVPStG durch das Landratsamt 
Bamberg als Aufsichtsbehörde zum 21.05.2026 zur Standesbeamtin des Standesamtsbezirkes 
Hallstadt auf jederzeitigen Widerruf. 
 
Angenommen: Ja: 17    Nein: 0   
 
 

 
TOP  6 Erlass einer Geschäftsordnung für den Stadtrat der Stadt Hallstadt für die 

Wahlperiode 2026-2032 
  
Der Stadtrat der Stadt Hallstadt gibt sich für die aktuelle Wahlperiode 2026/2032 eine Ge-
schäftsordnung gemäß Art. 45 der Bayerischen Gemeindeordnung (GO). Die Geschäftsordnung 
muss mindestens Bestimmungen über die Frist und Form der Ladung zu Sitzungen, sowie die 
Regelungen über den Geschäftsgang des Stadtrates und seiner Ausschüsse enthalten.  
 
Der Entwurf der Geschäftsordnung wurde vorab den Mitgliedern des Stadtrates übersandt.  
 
Die Geschäftsordnung ist die Grundlage für das reibungslose Zusammenwirken der gemeindli-
chen Organe während der sechsjährigen Wahlzeit. 
 
Ladung: 
 
Schriftliche oder elektronische Ladung unter Einsatz des Ratsinformationssystems. Die Stadt-
ratsmitglieder werden schriftlich mit Tagesordnung oder mit ihrem Einverständnis elektronisch 
geladen. 
Bei elektronsicher Ladung werden der Sitzungstermin und der Sitzungsort durch E-Mail mitge-
teilt. Die E-Mail enthält einen Link auf ein im Ratsinformationssystem hinterlegtes Dokument mit 
der Tagesordnung. Die Tagesordnung gilt als zugegangen, wenn die E-Mail im elektronischen 
Briefkasten des Empfängers oder bei seinem Provider abrufbar eingegangen und üblicherweise 
mit seiner Kenntnisnahme zu rechnen ist. Weitere Unterlagen werden beigefügt oder im Ratsin-
formationssystem zur Verfügung gestellt. 
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Ladungsfrist: 
 
Legt der Stadtrat fest; bisher fünf Tage. Eine Verkürzung bis auf drei Tage in dringenden Fällen 
ist möglich. Der Tag des Zugangs der Ladung und der Sitzungstag zählen nicht mit. 

Fraktionen: 

Der Stadtrat legt die Mindestgröße der Fraktionen (3 Mitglieder) fest. 
 
Ausschüsse: 
 
Die Anzahl der Ausschüsse und deren Mitgliederzahl hat der Stadtrat bereits in seiner konstitu-
ierenden Sitzung festgelegt.  
 
 

 
 

Der Tagesordnungspunkt wurde vertagt! 
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat der Stadt Hallstadt beschließt die Geschäftsordnung für die Wahlperiode 2026 -
2032. 
 
Die Geschäftsordnung wird auf der Homepage der Stadt Hallstadt veröffentlicht. Den Link dazu 
wird die Verwaltung im Amtsblatt entsprechend veröffentlichen und darauf hinweisen 
 
Die Geschäftsordnung wird von der Verwaltung den Mitgliedern des Stadtrates zur Verfügung 
gestellt. 
 
 

 
TOP  7 Benennung der Stadträte für die städtischen Stiftungen 
  
 

 
 

TOP  7.1 Seniorenstiftung 
  
Die Stadt Hallstadt ist Mitglied in der Seniorenstiftung Hallstadt. Neben dem Ersten Bürgermeis-
ter Söder, der zudem Vorsitzender der Stiftung ist, sind noch zwei Stiftungsräte aus dem Stadt-
rat für die Stadt Hallstadt zu benennen. 
 
Aus den Reihen der beiden Fraktionen der Freien Wähler/ Bürgerblock und der SPD sollten 
deshalb die Stiftungsräte ernannt werden. 
 

 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt, folgende Mitglieder aus dem Stadtrat für die Seniorenstiftung zu be-
nennen: 
 
Freie Wähler/Bürgerblock 
Stadtrat Ludwig Wolf 
 

 
SPD-Fraktion: 
Stadträtin Yvonne Walz 
 
Angenommen: Ja: 17    Nein: 0   
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TOP  7.2 Bürgerstiftung 
  
Die Stadt Hallstadt ist Mitglied in der Bürgerstiftung Hallstadt.  
 
Im Stiftungsrat sind bisher neben dem Ersten Bürgermeister, jeweils ein Stadtratsmitglied aus 
den einzelnen Fraktionen vertreten (insgesamt vier weitere Stiftungsräte) 
 
Deshalb sollte jede Stadtrats-Fraktion (CSU, SPD, Freie Wähler/Bürgerblock) sowie die Gruppe 
der Grünen je einen Stiftungsrat benennen. 
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt, folgende Mitglieder aus dem Stadtrat für die Bürgerstiftung zu benen-
nen: 
 
CSU 
Stadträtin Johanna Maiwald  
 
Freie Wähler/Bürgerblock 
Stadtrat Peter Wolf  
 
SPD 
Stadtrat Hans-Jürgen Wich  
 
GRÜNE 
Stadtrat – keine Stadträte anwesend, werden im Nachgang berufen  
 
Angenommen: Ja: 17    Nein: 0   
 
 

 
TOP  8 Cleantech Innovation Park; 

Benennung von zwei Aufsichtsratsmitgliedern 
  
Für den Aufsichtsrat bei der Fa. CTIP (Cleantech Innovation Park) GmbH sind von der Stadt 
Hallstadt neben dem Ersten Bürgermeister als geborenes Mitglied zwei Aufsichtsräte zu bestel-
len. Nach den demokratischen Grundsätzen für die Besetzung von Ausschüssen und Gremien 
wird vorgeschlagen von der CSU-Fraktion (größte Fraktion im Stadtrat) und der Fraktion 
BBL/Freie Wähler (zweitmeiste Stimmen bei der Kommunalwahl erhalten) jeweils ein Mitglied 
und dessen Stellvertretung zu benennen.  
 

 
Beschluss: 
 
Es werden folgende Stadträte für den Aufsichtsrat bestellt.  
 
CSU:    Klaus Hittinger   Stellvertreter:  Andreas Groh 
BBL/FW:  Ludwig Wolf   Stellvertreter:  Peter Wolf  
 
 
 
Angenommen: Ja: 16   Nein: 0   
 
Anmerkung: 
Stadtrat M. Reitberger war während der Abstimmung nicht anwesend.  
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TOP  9 Vorstellung des Haushalts 2026; Vorstellung der Eckpunkte 
  
Der Stadtrat nimmt die Ausführungen des Kämmerers M. Pflaum zu den Eckpunkten des Haus-
haltes 2026 zur Kenntnis.  
 
 

zur Kenntnis genommen  
 

 
 

 
TOP  10 Mitteilungen 
  

- EDV Umstellung ist abgeschlossen, Verwaltung ist wieder digital erreichbar (Onlinebu-
chungsportal ist wieder aktiv) 

 
- Sperrung Ortsdurchfahrt – Dörfleins ab 26.05.2026 ist notwendig um nicht aufschiebbare 

Sanierungsmaßnahmen durchzuführen  
 

- Besuch Lempdes hervorragend verlaufen, Dank an Stadträtin S. Stollberger  
 

 
TERMINE 
 
24.05.2026 14.00 Uhr FFW Dörfleins, Segnung neues Löschfahrzeug mit anschlie-

ßender Grillfeier  
 
30.05.2026 15.00 Uhr Gedenkgottesdienst am Vermisstenkreuz, BKV Bezirksverband 

Oberfranken  
 
05.06.2026 Schließtag im Rathaus  
 
 

 
TOP  11 Wünsche und Anfragen 
  
Thematik Geschäftsordnung: 
 

• Antrag der CSU-Fraktion an die Verwaltung, §20a der Muster-Geschäftsordnung in die 
neue Geschäftsordnung aufzunehmen 

• Stadtrat L. Wolf:  
Bittet um Information des Stadtrates über Ausgaben ab 30.000€ 

 
Stadtrat L. Wolf: 
Wie wird die LKW Zufahrt zur Fa. Maschinenbau Leicht während der Brückensperrung gere-
gelt? 
 
Bauamtsleiter M. Hilbert: 
Der Marktplatz ist mit bis zu 60t befahrbar. Anfahrt über Berliner Ring und Lichtenfelser Straße 
ist ebenso gewährleistet.  
 
Stadtrat L. Wolf: 
Wie wird die Einbahnstraßenregelung (während der Brückensprerrung) auf Höhe des Kufkiwe-
ges für landwirtschaftliche Anlieger geregelt? 
 
Bauamtsleiter M. Hilbert: 
Zufahrt wird durch Achterbrücke geregelt, ein kurzes Stück wird hier für Fischereiberechtigte 
und Anlieger frei sein.  
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Stadtrat L. Wolf: 
Derzeit wird täglich im Fränkischen Tag über die diversen Konstituierenden Sitzungen der 
Kommunen berichtet, Hallstadt wurde noch nicht veröffentlicht. Bitte an Verwaltung, dass auch 
der Bericht über Hallstadt in der Presse erscheint.  
 
Stadtrat M. Reitberger: 
Lediglich 72 Stunden vor der Sperrung der Bamberger Straße wurde dies in den Sozialen Me-
dien der Stadt auf der Homepage und in der App bekanntgegeben. Es wurden während der 
Sperre die betroffenen Bushaltestellen nicht angefahren, was zum Ärgernis der Fahrgäste führ-
te. Bitte an die Pressestelle, derartige Infos frühzeitiger weiterzugeben.  
 
Stadtrat M. Lisowski: 
Die Landsknechtstraße ist in einem sehr schlechten Zustand. Es wurde nun im Bereich der 
Bamberger Straße schon Sanierungsarbeiten vorgenommen. Ein ständiges „Flicken“ nicht sehr 
zielführend. Bitte um Prüfung, ob nicht möglich wäre, die gesamte Landsknechtstraße zu sanie-
ren.  
 
Erster Bürgermeister Söder: 
Die ersten Sanierungsarbeiten sind Absprachen mit der Autobahn-GmbH. Im Zuge des Brü-
ckenneubaus sollen auch weitere Teile der Landsknechtstraße erneuert werden.  
 
 
Stadträtin Y. Walz: 
Derzeit ist zwischen dem Anwesen Michelinstr. 1 und Michelinstr. 2 nur ein Fußweg. Wäre es 
denkbar, den Fußweg – im Zeitraum der Brückensperrung – auch für den Radverkehr zu öffnen. 
Während der Umleitung anlässlich der Brückensperre wird der Verkehr ansteigen und für Rad-
fahrer gefährlicher werden.  
 
 
 

 
 
 
Mit Dank für die rege Mitarbeit schließt Erster Bürgermeister Thomas Söder um 21:08 Uhr die 
öffentliche Sitzung des Stadtrates. 
 
 
 
 
 
 
 

Thomas Söder    Martina Bartl 
Erster Bürgermeister    Schriftführer/in 
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